
457

I N H A L T

Tag Seite

5321

45715. 11. 2004 Verordnung zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung im Geschäftsbereich des Kultusministeriums . . .
20411 01 28, 21130

45815. 11. 2004 Verordnung zur Änderung naturschutzrechtlicher Verordnungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
28100, 28100 01 03, 28100 01 02

45911. 11. 2004 Verordnung über Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsrechts im Bereich der Polizei (VO-PersVPol)  . . .
20470 (neu), 20470 02 03

460
11. 11. 2004 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung der Sperrzeit für Schank- und Speisewirt-

schaften sowie für öffentliche Vergnügungsstätten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
71080 00 02

46112. 11. 2004 Gebührenordnung für die Übernahme radioaktiver Abfälle durch die Landessammelstelle  . . . . . . . . . . . . . . . . .
20220 (neu), 20220

462
16. 11. 2004 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn des gehobenen

Archivdienstes im Land Niedersachsen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
20411 01 67

V e r o r d n u n g
zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung 

im Geschäftsbereich des Kultusministeriums

Vom 15. November 2004

Aufgrund 

des § 80 Abs. 9 des Niedersächsischen Beamtengesetzes in der
Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBl. S. 33), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. November 2004
(Nds. GVBl. S. 394), und 

des § 21 Abs. 1 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für
Kinder in der Fassung vom 7. Februar 2002 (Nds. GVBl.
S. 57), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Novem-
ber 2004 (Nds. GVBl. S. 408),

wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Verordnung 
über die Arbeitszeit der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen

In § 5 Abs. 5 Satz 1, § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Sätze 1
und 2, § 10 Abs. 1 Satz 2 sowie § 11 der Verordnung über die
Arbeitszeit der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen in der Fas-
sung vom 2. August 2004 (Nds. GVBl. S. 303) wird jeweils das
Wort „Bezirksregierung“ durch das Wort „Landesschulbehörde“
ersetzt.

Artikel 2

Änderung der Verordnung 
über Mindestanforderungen an Kindertagesstätten

Die Verordnung über Mindestanforderungen an Kinder-
tagesstätten vom 28. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 323) wird wie
folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „die Bezirksregie-
rung Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „das Landesjugendamt“ ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Die Bezirksregierung
Hannover — Niedersächsisches Landesjugendamt —“
durch die Worte „Das Landesjugendamt“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort „Sie“ durch das Wort „Es“ er-
setzt.

Artikel 3

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 15. November 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f B u s e m a n n
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V e r o r d n u n g
zur Änderung naturschutzrechtlicher Verordnungen

Vom 15. November 2004

Aufgrund

des § 43 Abs. 8 Satz 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom
25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 24. Juni 2004 (BGBl. I S. 1359), 

des § 52 Abs. 1 Satz 4 des Niedersächsischen Naturschutz-
gesetzes in der Fassung vom 11. April 1994 (Nds. GVBl.
S. 155, 267), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 417), und

des § 2 Abs. 4 des Gesetzes über Landwirtschaftskammern in
der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 61, 176),
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 5. November 2004
(Nds. GVBl. S. 412),

wird verordnet:

Artikel 1

Änderung der Kormoranverordnung

Die Kormoranverordnung vom 20. Oktober 2003 (Nds.
GVBl. S. 362) wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 3 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„oberen Naturschutzbehörde“ durch das Wort „Natur-
schutzbehörden“ ersetzt.

2. In § 5 Abs. 3 werden im einleitenden Satzteil die Worte
„oberen Naturschutzbehörde“ durch das Wort „Natur-
schutzbehörden“ ersetzt. 

Artikel 2

Änderung der Verordnung 
über den Erschwernisausgleich und den Vertragsnaturschutz 

in geschützten Teilen von Natur und Landschaft

§ 3 Abs. 1 der Verordnung über den Erschwernisausgleich
und den Vertragsnaturschutz in geschützten Teilen von Natur
und Landschaft vom 10. Juli 1997 (Nds. GVBl. S. 344), ge-
ändert durch Artikel 15 der Verordnung vom 14. September
2001 (Nds. GVBl. S. 604), erhält folgende Fassung:

„(1) 1Erschwernisausgleich wird auf schriftlichen Antrag
durch die Landwirtschaftskammer, in deren Zuständigkeits-
bereich die Hofstelle des Antragstellers liegt, gewährt. 2Die
Landwirtschaftskammer nimmt insoweit eine staatliche
Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung wahr. 3Der Antrag auf

Erschwernisausgleich muss der Landwirtschaftskammer inner-
halb eines Monats 

1. nach In-Kraft-Treten der das Naturschutzgebiet oder den
Nationalpark jeweils begründenden Rechtsvorschrift oder 

2. nach Bekanntgabe der Mitteilung nach § 28 a Abs. 4 des
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes oder, soweit eine
solche Mitteilung nicht erfolgt ist, nach Bekanntgabe der
Eintragung nach § 28 a Abs. 3 des Niedersächsischen
Naturschutzgesetzes, jeweils auch in Verbindung mit
§ 28 b Abs. 3 des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes,

vorliegen. 4In den Folgejahren muss der Antrag bis zum
31. März des Jahres vorliegen, für das Erschwernisausgleich
beantragt wird.“

Artikel 3

Änderung der Verordnung 
über Ausnahmen von Schutzvorschriften 

für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten 
bei Unterhaltungs- und sonstigen Maßnahmen

§ 1 der Verordnung über Ausnahmen von Schutzvorschrif-
ten für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten bei
Unterhaltungs- und sonstigen Maßnahmen vom 18. April
1988 (Nds. GVBl. S. 55) wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Im einleitenden Satzteil wird die Angabe „§ 20 f“ durch
die Angabe „§ 42“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Satz 1 gilt nicht in Bezug auf Tiere und Pflanzen der
streng geschützten Arten.“

2. Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der vorherigen
Zustimmung der Naturschutzbehörde.“

Artikel 4

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 

Hannover, den 15. November 2004

Die Niedersächsische Landesregierung

W u l f f S a n d e r
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V e r o r d n u n g
über Dienststellen im Sinne des Personalvertretungsrechts 

im Bereich der Polizei
(VO-PersVPol)

Vom 11. November 2004

Aufgrund des § 86 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen Per-
sonalvertretungsgesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1998
(Nds. GVBl. S. 19, 581), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 408), wird
verordnet:

§ 1

Polizeidirektionen und ihre nachgeordneten Stellen

(1) Jede Polizeiinspektion und jede Zentrale Kriminal-
inspektion der Polizeidirektionen Braunschweig, Göttingen,
Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück bildet zusammen mit
den ihr nachgeordneten Stellen eine selbständige Dienststelle. 

(2) Die Polizeidirektion Hannover und die ihr nachgeordne-
ten Stellen bilden eine selbständige Dienststelle.

§ 2

Polizeibehörde für zentrale Aufgaben

In der Polizeibehörde für zentrale Aufgaben bilden 

1. jede Bereitschaftspolizeiabteilung, 

2. das Polizeiamt für Technik und Beschaffung, 

3. die Polizeihubschrauberstaffel sowie

4. das Wasserschutzpolizeiamt

jeweils eine selbständige Dienststelle. 

§ 3

In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2004 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Bildung von
Personalräten in Polizeidienststellen vom 15. September 1994
(Nds. GVBl. S. 447), geändert durch Verordnung vom 19. De-
zember 1995 (Nds. GVBl. S. 487), außer Kraft.

Hannover, den 11. November 2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung 
der Sperrzeit für Schank- und Speisewirtschaften 

sowie für öffentliche Vergnügungsstätten

Vom 11. November 2004

Aufgrund des § 18 Abs. 1 und des § 30 des Gaststättengeset-
zes in der Fassung vom 20. November 1998 (BGBl. I S. 3418),
zuletzt geändert durch Artikel 112 der Verordnung vom
25. November 2003 (BGBl. I S. 2304), in Verbindung mit lfd.
Nr. 3.4.3 des Verzeichnisses der Anlage 1 der Verordnung
über die Regelung von Zuständigkeiten im Gewerbe- und
Arbeitsschutzrecht sowie in anderen Rechtsgebieten vom
25. September 2001 (Nds. GVBl. S. 615, 725), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 14. August 2003 (Nds. GVBl. S. 313),
wird im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Festsetzung der Sperrzeit für
Schank- und Speisewirtschaften sowie für öffentliche Vergnü-
gungsstätten vom 8. Juni 1971 (Nds. GVBl. S. 223), geändert
durch Verordnung vom 15. Oktober 1982 (Nds. GVBl. S. 400),
wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird der Klammerzusatz „(SperrzeitVO)“
angefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) Die Sperrzeit für Spielhallen beginnt um 24.00 Uhr
und endet um 6.00 Uhr.“

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2 und wie folgt ge-
ändert:

Die Worte „für Spielhallen,“ werden gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

3. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird das Komma durch einen
Punkt ersetzt.

b) Die Nummern 3 und 4 werden gestrichen.

Artikel 2

1Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 1 Nr. 3 am 1. Januar
2005 in Kraft.

Hannover, den 11. November  2004

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

S c h ü n e m a n n

Minister
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Gebührenordnung
für die Übernahme radioaktiver Abfälle 

durch die Landessammelstelle 

Vom 12. November 2004

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2, auch in
Verbindung mit § 14 Abs. 2 des Niedersächsischen Verwal-
tungskostengesetzes vom 7. Mai 1962 (Nds. GVBl. S. 43), zu-
letzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 5. November
2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium verordnet:

§ 1

(1) Für die Übernahme radioaktiver Abfälle durch die Lan-
dessammelstelle für radioaktive Abfälle Niedersachsen nach
§ 76 Abs. 4 der Strahlenschutzverordnung werden Gebühren
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 erhoben.

(2) 1Die Gebühr beträgt für die Übernahme von

1. festen, brennbaren Abfällen 69,66 Euro
je kg,

2. festen, nicht brennbaren Abfällen 6 359,40 Euro
je 180-l-Presstrommel,

3. flüssigen, brennbaren Abfällen 54,82 Euro
je kg,

4. Abklingabfällen 242,40 Euro 
je 60-l-Kunststoff-
behälter,

5. konditionierten 
Konrad-Containern Typ IV 140 152,63 Euro 

je Container,

6. konditionierten 
Konrad-Containern Typ V 205 481,83 Euro 

je Container

und

7. konditionierten 200-l-Fässern 9 427,61 Euro 
je Fass.

2Mit der Gebühr nach Satz 1 Nr. 2 ist auch das Bereitstellen
der Presstrommel abgegolten.

(3) Abweichend von Absatz 2 sind für die Übernahme von

1. Großteilen,

2. Bauschutt und Erdreich,

3. Filtern und Filterhilfsmitteln wie beispielsweise Ionen-
austauscherharzen,

4. Chemieabwässern, biologischen Abwässern und sonsti-
gen nicht brennbaren Flüssigkeiten,

5. Schlämmen und Suspensionen,

6. Gasen in geschlossenen Behältnissen,

7. Fetten, Siliconölen und Aktivkohle, 

8. Strahlungsquellen und Rauchmeldern,

9. asbesthaltigen Abfällen,

10. reaktiven Abfällen mit chemischem Gefahrenpotential
sowie

11. sonstigen radioaktiven Sonderabfällen, die einer beson-
ders aufwändigen Behandlung bedürfen, 

Auslagen in Höhe des tatsächlich entstandenen Aufwandes
zu erstatten.

§ 2

Besondere Aufwendungen, die der Landessammelstelle ent-
stehen, weil

1. die angelieferten Abfälle nicht den Bestimmungen der
Benutzungsordnung oder den Annahmebedingungen für
die Landessammelstelle entsprechen oder

2. die Landessammelstelle Abfälle aus Gründen, welche der
Ablieferungspflichtige zu vertreten hat, nicht zum verein-
barten Zeitpunkt übernehmen kann,

sind durch die Gebühren nach § 1 Abs. 2 nicht abgegolten.

§ 3

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2004 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Gebührenordnung für die Über-
nahme radioaktiver Abfälle durch die Landessammelstelle
vom 1. Juli 2002 (Nds. GVBl. S. 342) außer Kraft.

Hannover, den 12. November 2004

Niedersächsisches Umweltministerium

S a n d e r

Minister
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für die Laufbahn 
des gehobenen Archivdienstes im Land Niedersachsen

Vom 16. November 2004

Aufgrund des § 21 Abs. 2 des Niedersächsischen Beamten-
gesetzes in der Fassung vom 19. Februar 2001 (Nds. GVBI.
S. 33), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 394), wird im Benehmen
mit dem Ministerium für Inneres und Sport verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die
Laufbahn des gehobenen Archivdienstes im Land Niedersach-
sen vom 24. November 1997 (Nds. GVBl. S. 494) wird wie
folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz und wie folgt
geändert:

In Nummer 2 wird das Wort „Diplomprüfung“ durch
das Wort „Prüfung“ ersetzt.

b) Satz 2 wird gestrichen.

2. In § 8 Satz 2 werden die Worte „die Anwärter des gehobe-
nen Archivdienstes im Lande Hessen vom 15. Mai 1981
(Staatsanzeiger für das Land Hessen S. 2016), geändert
durch Erlass des Hessischen Kultusministers vom 2. März
1984 (Staatsanzeiger für das Land Hessen S. 1066),“ durch
die Worte „den gehobenen Archivdienst im Lande Hessen
vom 27. Juli 2004 (Staatsanzeiger für das Land Hessen
S. 2713)“ ersetzt.

3. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Befähigungsberichte, Bewertung, Ausbildungsgesamtnote

(1) 1Über jeden Ausbildungsabschnitt der berufsprakti-
schen Studienzeit und des berufspraktischen Studien-
abschnittes II fertigen die hierfür jeweils verantwortlichen
Ausbildenden einen Befähigungsbericht an, in dem die
Leistungen mit folgenden Punktzahlen und Noten zu be-
werten sind:

15 und 14 Punkte sehr gut = für eine Leistung, die
den Anforderungen in
besonderem Maß ent-
spricht, 

13 bis 11 Punkte gut = für eine Leistung, die
den Anforderungen voll
entspricht, 

10 bis 8 Punkte befriedigend= für eine Leistung, die im
Allgemeinen den Anfor-
derungen entspricht, 

7 bis 5 Punkte ausreichend = für eine Leistung, die
zwar Mängel aufweist,

aber im Ganzen den An-
forderungen noch ent-
spricht, 

4 bis 2 Punkte mangelhaft = für eine Leistung, die den
Anforderungen nicht
entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass die
notwendigen Grund-
kenntnisse vorhanden
sind und die Mängel in
absehbarer Zeit behoben
werden könnten, 

1 und 0 Punkte ungenügend = wenn eine Leistung den
Anforderungen nicht
entspricht und selbst die
Grundkenntnisse so lü-
ckenhaft sind, dass die
Mängel in absehbarer
Zeit nicht behoben wer-
den können.

2Abweichend von Satz 1 werden für die Ausbildungsab-
schnitte von weniger als vier Wochen nur die Art und
Dauer der Ausbildung bestätigt.

(2) 1Das Ausbildungsarchiv ermittelt am Ende der Aus-
bildung aus dem arithmetischen Mittel der Punktzahlen
der einzelnen Befähigungsberichte nach Absatz 1 eine
Ausbildungsgesamtnote. 2Durchschnittspunktzahlen wer-
den unter Einbeziehung der ersten Dezimalstelle errech-
net. 3Beträgt die Dezimalstelle der gebildeten Durchschnitts-
note fünf oder mehr, wird aufgerundet; beträgt sie vier und
weniger, wird abgerundet.“

4. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „bei der Staatskanzlei“
durch die Worte „beim Landesarchiv“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 4 wird gestrichen.

bb) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 4.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „von der Staats-
kanzlei“ durch die Worte „von der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Landesarchivs“ ersetzt.

5. In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „der Staatskanzlei“
durch die Worte „der Präsidentin oder des Präsidenten des
Landesarchivs“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

Hannover, den 16. November 2004

Niedersächsische Staatskanzlei

W u r z e l

Staatssekretärin
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